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Drucksache VI/3708 

Sachgebiet 826 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Ergänzung des Artikels 26 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 über die Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme zur Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 27. Juli 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/3708 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Ergänzung des Artikels 26 der Verordnung (EWG) 

Nr. 574/72 über die Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme zur Sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 2, 7 und 51 , 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme zur Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und ab wandern 1 ), 

auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung der 
Verwaltungskommission für die Soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des 
Rates regelt die Gewährung der Sach- und Geldlei- 
stungen der Krankenversicherung an Arbeitslose, 
die sich zwecks Arbeitssuche in einen anderen als 
den zuständigen Mitgliedstaat begeben. 

Die in Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 574/ 
72 des Rates über die Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme zur 
Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern, vorgesehenen Durchführungsvorschrif- 
ten dieser Bestimmung beziehen sich nur auf die Ge- 
währung der Sachleistungen Arbeitsloser und ihrer 
Familienangehörigen. 

Es sind ebenfalls Durchführungsvorschriften für 
die Gewährung von Geldleistungen sowie für den 
Fall des Artikels 25 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 des Rates, wonach die Dauer der Ge- 
währung der Leistungen aus der Krankenversiche- 
rung über die in Absatz 1 dieses Artikels 25 vorge- 
sehene Dauer hinaus verlängert werden kann, fest- 
zulegen. 

Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 
Rates ist in diesem Sinne zu ergänzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 

Rates wird um folgende Absätze ergänzt; 

„4. Um Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates zu erhalten, hat der 
Arbeitslose dem Träger der Krankenversiche- 
rung des Ortes, an den er sich begeben hat, 
innerhalb von drei Tagen eine vom behandeln- 
den Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigung vorzulegen. Außerdem hat er anzu- 
geben, bis zu welchem Zeitpunkt er Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung erhalten hat, 
desgleichen seine Anschrift im Aufenthaltsland. 

5. Artikel 18 Absätze 2, 3, 4, 5, 6, 8 und 9 Durch- 
führungsverordnung gelten entsprechend. 

6. Der Träger der Krankenversicherung des Ortes, 
an den sich der Arbeitslose begeben hat, teilt 
dem zuständigen Träger der Krankenversiche- 
rung und dem zuständigen Träger der Arbeits- 
losenversicherung sowie dem Träger, bei dem 
der Arbeitslose als Arbeitsuchender gemeldet 
ist, innerhalb von drei Tagen den Beginn und 
das Ende der Arbeitsunfähigkeit mit. 

7. In den Fällen des Artikels 25 Absatz 4 der Ver- 
ordnung unterrichtet der Träger der Kranken- 
versicherung des Ortes, an dem der Arbeitslose 
sich aufhält, den zuständigen Träger der Kran- 
kenversicherung und den zuständigen Träger 
der Arbeitslosenversicherung davon, daß und 
aus welchen Gründen er die Voraussetzungen 
für die Weitergewährung der Geld- und Sach- 
leistungen für gegeben hält, und fügt der Mittei- 
lung an den zuständigen Träger der Kranken- 
versicherung einen ausführlichen Bericht des 
Vertrauensarztes über den Zustand des Erkrank- 
ten und die voraussichtliche Dauer des Vorlie- 
gens der Voraussetzungen für die Anwendung 
des Artikels 25 Absatz 4 der Verordnung bei. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971, S.2 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972, S. 1 
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Der zuständige Träger der Krankenversicherung 
entscheidet über die Weitergewährung der Lei- 
stungen an den erkrankten Arbeitslosen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1972 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Der Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme zur Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern 1 ), regelt die Gewährung der 
Leistungen der Krankenversicherung an den Arbeits- 
losen, der sich in einen anderen als den zuständigen 
Mitgliedstaat begibt, um dort eine Beschäftigung zu 
suchen. 

Am 20. Juli 1971 hat die Kommission dem Rat einen 
Vorschlag für eine Verordnung 2 ) über die Durch- 
führung der Verordnung Nr. 1408/71 unterbreitet. 
Der für die Durchführung des Artikels 25 der vor- 
genannten Verordnung Nr. 1408/71 vorgesehene Ar- 
tikel 26 des Kapitels 1 Krankheit-Mutterschaft dieses 
Vorschlags umfaßte acht Absätze: Die Absätze 1, 2, 
3 über die Gewährung von Sachleistungen an den 
Arbeitslosen und seine Familienangehörigen; die 
Absätze 4, 5 und 6 über die Gewährung von Geld- 
leistungen (der Krankenversicherung) an den Ar- 
beitslosen; den Absatz 7 über die Verlängerung der 
Gewährung der Krankenversicherungsleistungen 
über die für die Gewährung der Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit festgesetzte Höchstdauer hinaus sowie 
den Absatz 8, der eine Abweichung von der Mehr- 


zahl der Bestimmungen des Kapitels Krankheit- 
Mutterschaft gestattet. 

Infolge eines sachlichen Irrtums hat der Rat am 
21. März 1972 einen unvollständigen Text angenom- 
men; der Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 574/ 
72 3 ) umfaßt demzufolge nur noch drei Absätze an- 
stelle der acht Absätze des Vorschlages der Kommis- 
sion. Gegen die fehlenden Bestimmungen wurden 
übrigens bei ihrer Prüfung in der Gruppe Sozialfra- 
gen des Rates keine Einwände vorgebracht. 

Der Vorschlag der Kommission beabsichtigt daher, 
diese Unterlassung zu beheben und den Artikel 26 
der Verordnung Nr. 574/72 so zu ergänzen, daß die 
Bestimmungen des Artikels 25 der Verordnung Nr. 
1408/71 vor dem 1. Oktober 1972, dem Tage des 
Inkrafttretens dieser Verordnungen, voll wirksam 
werden. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 102 
vom 14. Oktober 1971 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972 


4 



